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haushalt 


A. Bericht des Abgeordneten Röhner 


Der Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
V/687 ■ — ist am 15. Mai 1966 dem Haushaltsaus- 
schiiß überwiesen worden. Der Haushaltsausschuß 
hat in seinen Sitzungen vom 26. Januar 1967 und 
2. Februar 1967 diesen Antrag in Verbindung mit 
der Verordnung des Rats der EWG über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik Nr. 130/66 
beraten, die vom Herrn Präsidenten des Deutschen 
Bundestages am 26. September 1966 dem Haus- 
haltsausscbuß federführend und dem Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Mit- 
beratimg zugewiesen worden war. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten teilte mit Schreiben vom 14. Oktober 1966 
mit, daß von ihm keine Bedenken gegen die EWG- 
Verordnung Nr. 130/66 erhoben werden. 

Der Haushaltsausschuß hat mit Schreiben vom 
26. Januar 1967 dem Herrn Präsidenten mitgeteilt, 
daß er von der Verordnung Kenntnis genommen 
und ebenfalls keine Bedenken erhoben habe. 

Die Verordnung Nr. 130/66, die gemäß § 2 des 
Zustimmungsgesetzes dem Hohen Haus vorgelegt 
worden ist, enthält die Bestimmungen über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik, die 
bis zum 31. Dezember 1969 gelten sollen. Die Ver- 
ordnung ist am 26. Juli 1966 vom EWG-Ministerrat 
beschlossen worden, am 21. September 1966 im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften (Seite 
2965/66) veröffentlicht worden und am 12. Oktober 
1966 in Kraft getreten. Wenn demnach auch die 
Regelung dieser Verordnung durch unsere Stellung- 
nahme nicht mehr beeinflußt werden kann, recht- 
fertigt doch ihre politische und finanzielle Bedeu- 


tung, den wichtigsten Inhalt vorzutragen. Damit soll 
gleichzeitig der Sachverhalt unterbreitet werden, 
der Grundlage für gewisse Schlußfolgerungen des 
Ausschusses war. 

Als der Ministerrat der EWG im Januar 1962 die 
ersten Agrarmarktordnungen beschloß, war einer 
der heftigsten bis zuletzt umstrittenen Punkte die 
Regelung über die Agrarfinanzierung. Damals wur- 
de der Grundsatz der gemeinsamen Finanzierung 
der Agrarpolitik festgelegt. Es wurde ein Agrar- 
fonds gebildet, der Teil des flaushalts der EWG 
ist und insoweit mit einem Einzelplan unseres natio- 
nalen Haushalts verglichen werden kann. Es wurde 
ferner bestimmt, daß durch den Fonds die Ausfuhr- 
erstattungen und sonstigen Ausgaben, die in den 
Marktordnungen vorgesehen sind, sowie Struktur- 
ausgaben finanziert werden. Für die Übergangszeit 
wurde eine progressive Übernahme der Ausgaben 
vorgesehen. Ferner wurde für die Matrikularbei- 
träge der Mitgliedstaaten ein Aufbringungsschlüssel 
bestimmt. Diese letztgenannten Einzelvorschriften, 
die wie gesagt nur für eine Übergangszeit galten, 
waren nur für die Dauer von drei Jahren festgelegt, 
während der Grundsatz der gemeinsamen Finan- 
zierung, die Bildung des Agrarfonds sowie die zu 
finanzierenden Maßnahmen unbefristet gelten. 

Nachdem die ersten drei Jahre der Agrarfinan- 
zierung am 30. Juni 1965 ausgelaufen waren, mußten 
die Modalitäten der Finanzierung und der Auf- 
bringungsschlüssel für die folgenden Jahre neu 
beschlossen werden. Das ist geschehen durch die 
Verordnung Nr. 130/66, die die Finanzierungs- 
modalitäten bis zum 31. Dezember 1969 festlegt. 
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Drei Dinge lassen sich dabei hervorheben, die die 
deutsche Delegation bei den Verhandlungen er- 
reicht hat: 

1. Der deutsche Beitrag wird wie bisher einen An- 
teil von ca. 31 nicht überschreiten. 

2. Die Abteilung Ausrichtung, durch die Struktur- 
maßnahmen finanziert werden, ist ab 1. Juli 1967 
auf 1,14 Mrd. DM begrenzt worden. Die finan- 
zielle Bedeutung dieser Regelung erkennt man, 
wenn sie mit der bisherigen Regelung verglichen 
wird. Bei Weiterführiing der bisherigen Rege- 
lung wäre die Abteilung Ausrichtung auf ca. 
2 Mrd. DM angewachsen. 

3. Bei der Finanzierung der Ausfuhrerstattungen 
wird das sog. Bruttoprinzip ab 1. Juli 1967 ein- 
geführt. Damit werden auch deutsche Ausfuhr- 
erstattungen vergütungsfähig. Bisher erhielten 
wir nichts, weil nach dem geltenden Nettoprinzip 
nur die Mitgliedstaaten eine Vergütung erhiel- 
ten, die mehr exportierten als importierten. 

Welche Schwierigkeiten zu überwinden waren, 
bevor die Verordnung Nr. 130/66 beschlossen werden 
konnte, ist bekannt. Sie sind Zeichen für die allge- 
meine politische Bedeutung, die für einige Mitglied- 
Staaten der EWG die Finanzierungsregelung hat. 

Bei den Beratungen des Haushaltsausschusses 
standen die haushaltspolitischen Probleme im Vor- 
dergrund. Dabei waren es insbesondere zwei Fra- 
gen, mit denen sich der Ausschuß befaßt hat: 

1. die zu erwartenden Auswirkungen auf den Bun- 
deshaushalt, 

2. die sonstigen haushaltspolitischen und haushalts- 
mäßigen Auswirkungen. 

Zu 1. 

Die Auswirkungen auf den Bundeshaushalt wer- 
den bestimmt durch das Ausgabevolumen des 
Agrarfonds. Dieses wiederum richtet sich nach den 
Kosten der agrarpolitischen Regelungen, die in 
Brüssel beschlossen werden. Das Ausgabevolumen 
des Agrarfonds wird bei voller Finanzierung — - das 
wird im Wirtschaftsjahr 1968/69 der Fall sein — 
auf über 7 Mrd. DM geschätzt. Der deutsche Beitrag 
wird daher ca. 2,2 Mrd. DM betragen. Wenn man 
mit dieser Ausgabe unsere bisherigen Markt- 
ordnungsausgaben vergleicht, ergibt sich eine Mehr- 
belastung gegenüber dem Entwurf des Bundeshaus- 
haltsplans 1967 von ca. 1,2 Mrd. DM. Ein besonderes 
Problem ergibt sich außerdem dadurch, daß die Ab- 
rechnungen in Brüssel immer mehr in Verzug ge- 
kommen sind. Die Kommission will natürlich diesen 
Rückstand aufholen, und zwar will sie das nach 
ihren bisherigen Angaben im Jahre 1970 erreichen. 
Dadurch würden sich in diesem Jahr zwei Beitrags- 
zahlungen kumulieren. Für den Bundeshaushalt be- 
deutet das für 1970 eine Beitragsbclastung von über 
4 Mrd. DM. 

Zu 2. 

Neben den Haushaltsbelastungen müssen aber 
auch besonders die sonstigen haushaltspolitischen 


und haushallsrechtlichen Auswirkungen beachtet 
werden. 

Die Abrechnungen in Brüssel erfolgen nach dem 
sog. Rückvergütungsverfahren, d. h. die nationalen 
I Staaten bekommen ihre Ausgaben erst im Nach- 
hinein vergütet. So ist z. B. augenblicklich in Brüssel 
erst das Wirtschaftsjahr 1962/63 vollständig abge- 
rechnet worden. Im Jahre 1967 ist allenfalls mit der 
Abrechnung der Wirtschaftsjahre 1963/64 und 
1964/65 zu rechnen. Dieses Verfahren hat uns bisher 
keine finanziellen Nachteile gebracht, da ja dem- 
entsprechend auch die Beiträge später zu entrichten 
waren und diese ein Vielfaches der Rückvergütun- 
gen betragen. 

Nun wird jedoch ab 1. Juli 1967 in der Gemein- 
schaft der freie Warenverkehr cingeführt. Er soll 
bis zum 1. Juli 1968 für alle Warenbereiche ver- 
wirklicht werden. Dazu liegen die ersten Verord- 
nungsentwürfe der Kommission dem Rat der EWG 
bereits vor. Aufgrund der Tatsache, daß es in der 
Gemeinschaft mit Einführung des freien Warenver- 
kehrs keine Zollgrenzen mehr gibt, sind für die 
Ausgabentatbestände in den Verordnungen Ab- 
weichungen vom bisherigen Verfahren vorgesehen. 
So waren die Mitgliedstaaten bisher ermächtigt, 
innerhalb gewisser Höchstgrenzen Ausfuhrerstattun- 
gen zu zahlen. Von dieser Ermächtigung haben wir 
entsprechend den wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
im Rahmen unserer haushaltsmäßigen Möglichkeiten 
Gebrauch gemacht. Künftig sollen solche Ausfuhr- 
erstattungen obligatorisch in einheitlicher Höhe in 
den Mitgliedstaaten gezahlt werden, wobei die 
Höhe der Erstattungen von der Kommission festge- 
setzt wird. Haushaltsmäßig gesehen bedeutet das, 
daß jegliche Haushaltskontrolle über die Ausfuhr- 
erstattungen — und entsprechend über alle Markt- 
ordnungsausgaben — verlorengeht, wenn man das 
jetzige Rückvergütungsverfahren beibehält. Es müß- 
ten, ohne irgendeinen Einfluß auf die Höhe zu 
haben, die Ausgaben in unseren Haushalt einge- 
stellt werden. In Brüssel müßte später die Rechnung 
beglichen werden, wie sie jeder Mitgliedstaat ein- 
reicht. 

Hierbei könnte dann nur noch geprüft werden, 
ob die Rechnung richtig aufgemacht ist. Ein Einfluß 
auf ihre Höhe besteht nicht. 

Auf eine weitere Gefahr ist noch hinzuweisen. Die 
Bemühungen um eine mittelfristige Finanzplanung 
sind angelaufen. Nicht zuletzt auch deswegen, um 
rechtzeitig Ausgabewucherungen erkennen zu kön- 
nen. In Brüssel aber würde ein Verfahren angewen- 
det, das erst drei Jahre später anzeigt, ob und wie 
hoch man sich mit den wirtschaftspolitischen Ent- 
scheidungen übernommen hat. Zum Zeitpunkt dieser 
möglichen Erkenntnis sind aber bereits Verpflich- 
tungen für drei Jahre aufgelaufen. 

Aus diesen Gründen hält es der Haushaltsaus- 
schuß für untragbar, daß mit Übergang zu den von 
der Kommission vorgeschlagenen Regelungen das 
Rückvergütungsverfahren beibehalten wird. Es müs- 
sen dann auch die entsprechenden haushaltsmäßigen 
Konsequenzen gezogen werden. 

Im Haushalt der Gemeinschaft müssen die Aus- 
gaben eingestellt werden, die die Mitgliedstaaten 
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zur Durchführung ihrer Aufgaben im jeweiligen 2. Die künftigen Belastungen des Bundeshaushalts 

Haushaltsjahr benötigen. Durch die Einführung die- sind beträchtlich. Es muß alles getan werden, um 

ses Veranschlagungsverfahrens wäre wenigstens sie nicht noch höher ansteigen zu lassen, 

bis zu einer späteren parlamentarischen Kontrolle 

qewährleistet, daß an die Stelle der verminderten 3. Insbesondere muß nach Mitteln und Wegen gc- 
Haushaltsrechte der Mitgliedstaaten das im EWG- sucht werden, durch die verhindert wird, daß es 

Vertrag vorgesehene Haushaltsverfahren tritt. Kumulierung von zwei vollen Beitragszah- 

, lungen kommt. 

Zusammenfassend ergibt sich folgendes: 

L Die Agrarfinanzierungsverordnung Nr. 130/66 ist 4. Das bisher geltende Rückvergütungsverfahren 

geltendes Recht. Der Inhalt ihrer Bestimmungen muß ehestens durch das Veranschlagungsverfah- 

kann bis einschließlich 1969 von uns nicht mehr ren im Haushalt der Gemeinschaften ersetzt wer- 

beeinflußt werden. den. 

Bonn, den 31. Januar 1967 

Röhner 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
V/687 — anzunehmen. 

Bonn, den 2. Februar 1967 

Der Haushaltsausschuß 

Schoettle Röhner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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